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Die Zukunft der Direktzahlungen
Über die neuen Pläne der EU-Kommission und die mögliche Vorreiterrolle Berlins

von Ulrich Jasper und Christian Rehmer

Eine neue Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) ist eingeläutet. Die EU-Kommission will den 

Mitgliedstaaten mehr Verantwortung übertragen. Sie sollen die Förderbedingungen und Maßnah-

men beider Fördersäulen selbst ausgestalten. Dafür müssen sie strategische Pläne mit messbaren 

wirtschaftlichen, ökologischen und sozialen Zielen und Indikatoren vorlegen. Die Autoren fordern 

die Kommission auf, ambitionierte ökologische und sozioökonomische Mindestziele vorzugeben. 

Die Bundesregierung rufen sie auf, schon jetzt die Möglichkeiten der EU für einen stärker zielge-

richteten Einsatz der Agrargelder auszuschöpfen. Deutliche Kritik äußern sie an den Plänen der 

EU-Kommission im Bereich der Marktordnung sowie an ihrem starken Fokus auf Bioökonomie, 

 Digitalisierung und Exportwachstum.

Im November 2017 hat die EU-Kommission in einer 
Mitteilung ihre Leitlinien für die Gemeinsame Agrar-
politik (GAP) der nächsten Förderperiode vorgelegt.¹ 
Demnach strebt sie erneut deutliche Änderungen an 
Europas Förderpolitik an. Sie begibt sich dabei auf 
eine Gratwanderung. Einerseits will sie EU-weit »ehr-
geizigere« Ziele unter anderem für den Umwelt- und 
Klimaschutz in der Landwirtschaft  erreichen. An-
dererseits will sie nicht mehr selbst und EU-weit im 
Detail bestimmen, mit welchen konkreten Förderbe-
dingungen und Förderangeboten diese Ziele erreicht 
werden sollen. Das sollen in Zukunft  wesentlich stär-
ker als bisher die Mitgliedstaaten übernehmen, und 
zwar auch im Bereich der Direktzahlungen der Ersten 
Säule, die im Grundsatz fortgeführt werden sollen. 

Die Kommission will nicht mehr selbst die klein-
teiligen Regelungen für die Förderbedingungen, die 
Kontrollen und die Sanktionen vorgeben. Vielmehr 
will sie sich in Zukunft  darauf konzentrieren, einen 
Rahmen für mögliche Fördermaßnahmen zu setzen 
und inhaltliche Ziele und Messgrößen festzulegen. 
Kontrolliert werden sollen die Mitgliedstaaten dann 
vor allem anhand der Ergebnisse. Nicht mehr die 
Maßnahmenplanung bis ins Detail, sondern die Fest-
legung konkreter Ziele und messbarer Indikatoren 
wird zum wesentlichen Steuerungsinstrument für die 
EU-Ebene. In der Summe sollen somit anspruchsvol-
lere Ziele durch eine Dezentralisierung von Maßnah-
menplanung und Monitoring erreicht werden. Einige 

sprechen schon von einer Renationalisierung der EU-
Agrarpolitik im Bereich der Förderung, während die 
Kommission einen Abbau von bürokratischem Auf-
wand erwartet – zumindest für sich. 

Integrierter Ansatz

Unter der Überschrift  »Stärkung von Umwelt- und 
Klimaschutz« kündigt die Kommission an, dass die 
derzeitige grüne Architektur der GAP, die in erster 
Linie auf der ergänzenden Umsetzung der drei Ins-
trumente Cross Compliance, Greening-Zahlungen 
und freiwillige Agrarumwelt- und Klimaschutzmaß-
nahmen beruht [siehe Kasten], ersetzt wird. An ihre 
Stelle soll ein integrierter Ansatz treten, der alle Maß-
nahmen einschließt und »zielgerichteter, ehrgeiziger 
und gleichzeitig fl exibler« sein soll. Dafür sollen die 
Mitgliedstaaten einen Mix aus verpfl ichtenden und 
freiwilligen Maßnahmen der Ersten und Zweiten Säu-
le ausarbeiten. Der Mix soll sicherstellen, dass min-
destens die EU-weit festzulegenden Ziele des Umwelt- 
und Klimaschutzes erreicht werden. 

Die Direktzahlungen sollen weiterhin verpfl ichtend 
an die Einhaltung von Umwelt- und Klimaschutzvor-
gaben gebunden werden. Das soll aber off enbar nicht 
mehr über die beiden getrennten Instrumente Gree-
ning und Cross Compliance, sondern zusammen-
gefasst als ein Bündel von Anforderungen erfolgen. 
Diese Grundanforderungen können vom jeweiligen 



35

Agrarpolitik und soziale Lage

Mitgliedstaat an seine Bedingungen und besonderen 
Probleme angepasst werden. Sie sind dann die Grund-
lage (Baseline) für alle freiwilligen Fördermaßnah-
men. Was Brüssel dafür als Rahmen vorgeben wird, 
ist noch off en.

Bei den freiwilligen Umwelt- und Klimaschutzmaß-
nahmen unterscheidet die Kommission nun zwischen 
Einstiegs- bzw. »Basisregelungen« und ambitionierte-
ren Agrarumwelt- und Klimaschutzmaßnahmen, mit 
denen die Mitgliedstaaten bzw. Regionen (Bundes-
länder) ihre jeweiligen spezifi schen Anliegen verfol-
gen sollen. Auff allend ist, dass die Kommission hier 
keine Festlegung unternimmt, aus welchen Säulen die 
freiwilligen Maßnahmen fi nanziert werden. In einer 
früheren Entwurfsfassung der Mitteilung von Mitte 
Oktober 2017 stand noch, dass die Mitgliedstaaten die 
Flexibilität in beiden Säulen bekommen sollten, um 
die Ziele mit der erforderlichen Mittelausstattung zu 
erreichen, und dass sie zudem einen höheren Anteil an 
Direktzahlungen für Agrarumwelt- und Klimaschutz-
maßnahmen umschichten könnten, ohne diese umge-
schichteten EU-Mittel durch eigene nationale Gelder 
kofi nanzieren zu müssen. Diese Aussagen sind in der 
weiteren kommissionsinternen Abstimmung ersatzlos 
gestrichen worden. Das schließt aber nicht aus, dass 
die Kommission eine solche Flexibilität in den späte-
ren Verordnungsentwürfen dennoch einräumen will. 
Die Qualifi zierung und auch die Umschichtung von 
Direktzahlungen bleiben auf dem Tisch.

Was möglich wird

Denkbar ist also, dass Deutschland als Mitgliedstaat 
für die Ausgestaltung der verschiedenen Förderbedin-
gungen und Maßnahmen als ein Ziel unter mehreren 

Zielen festlegt, den Rückgang der Tier- und Pfl anzen-
arten in seinen Agrarlandschaft en zu stoppen und die-
se biologische Vielfalt wieder zu erhöhen. Damit die 
Zielerreichung messbar wird, wählt die Bundesregie-
rung bestimmte Indikatoren aus, die möglicherweise 
schon bestehen und regelmäßig erhoben werden. Ein 
Indikator könnte die Bestandsentwicklung der sog. 
Indikator-Vogelarten der Agrarlandschaft en² sein, 
die bereits in der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie ³ 
dokumentiert wird. 

Um das Ziel Artenvielfalt zu erreichen, könnte 
die Bundesregierung dann diff erenziert vorgehen. 
Zum einen würde sie allgemeingültige Bedingungen 
für alle Fördergelder benennen, um z. B. bestehende 
Landschaft selemente wie Hecken und Kleingewäs-
ser zu erhalten, einen Mindestanteil an ökologischen 
Vorrangfl ächen nachzuweisen sowie die Vorgaben 
des Düngerechts einzuhalten. Das wäre Teil der 
Baseline. Weil das nicht ausreicht, um den Zielwer-
ten näherzukommen, würde der Bund im Rahmen 
eines bundesweiten Einstiegsprogramms, das sich 
an alle Betriebe richtet, z. B. eine Honorierung ge-
ben für einen überdurchschnittlichen Flächenanteil 
von Landschaft selementen im Betrieb oder für eine 
kleinteiligere Flächenstruktur mit entsprechenden 
Saumstrukturen. Auch für Grünland, das bei einem 
Viehbesatz von maximal zwei Großvieheinheiten pro 
Hektar genutzt oder sogar beweidet wird, oder für 
eine mindestens fünfgliedrige Fruchtfolge auf den 
Ackerfl ächen des Betriebes könnte es einen Bonus 
geben. Diese und ähnliche Kriterien lassen sich durch 
die heutigen Angaben in den Direktzahlungsanträ-
gen bereits erfassen und über Fernerkundungssyste-
me nachhalten. Finanziert würde dieses Einstiegspro-
gramm aus dem Topf für Direktzahlungen – oder die 
Direktzahlungen würden anhand solcher Kriterien 
diff erenziert. Der Deutsche Verband für Landschaft s-
pfl ege (DVL)⁴ sowie die Arbeitsgemeinschaft  bäuer-
liche Landwirtschaft  (AbL)⁵ haben bereits Punkte-
systeme für ein derartiges Einstiegsprogramm ent-
wickelt und vorgestellt. 

Zusätzlich würden die Bundesländer als freiwilli-
ge Agrarumwelt- und Klimaschutzmaßnahmen der 
Zweiten Säule spezifi sche Fördermaßnahmen anbie-
ten, die sich auf die besondere Situation und Heraus-
forderung in ihrem Land ausrichten, einschließlich 
bekannter und neuer, ergebnisorientierter und auch 
überbetrieblicher Vertragsnaturschutzmaßnahmen. 
Die Förderung des Ökolandbaus würde ebenfalls wei-
terhin wesentlicher Bestandteil der Zweiten Säule sein. 
Um die Finanzierung dieser Maßnahmen der Zweiten 
Säule zu sichern, würden entsprechende Anteile der 
Direktzahlungen umgeschichtet und für diese Maß-
nahmen zur Verfügung gestellt. Wenn die jahreszahl-
bezogenen Zielmarken der Indikatoren nicht erreicht 

Instrumente der EU-Agrarförderung

Mit Cross Compliance sind seit 2003 die EU-Zahlungen 

einzelbetrieblich an die Einhaltung von gesetzlichen 

Auflagen unter anderem im Umwelt-, Verbraucher- 

und Tierschutz gebunden. Mit dem Greening (»Zahlung 

für dem Klima- und Umweltschutz förderliche Land-

bewirtschaftungsmethoden«) sind seit 2015 einzelbe-

trieblich 30 Prozent der Direktzahlungen (Erste Säule) 

an die Einhaltung von Vorgaben zur Anbauvielfalt, 

zum Dauergrünlanderhalt und zum Nachweis »ökolo-

gischer Vorrangflächen« gebunden. Agrarumwelt- und 

Klimaschutzmaßnahmen (AUMK) sind in der Regel 

mindestens fünfjährige Förderangebote der Zweiten 

Säule, deren Förderbedingungen schon heute vor allem 

von den Mitgliedstaaten bzw. den Regionen (Bundes-

ländern) festgelegt werden.
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werden, müssten Bundesregierung und Bundesländer 
ihre Fördersysteme entsprechend nachsteuern. 

Ähnlich würde bei einer Reihe weiterer Ziele ver-
fahren. Zwei Zielbereiche hebt die Kommission in ih-
rer Mitteilung bereits besonders hervor: Eine EU-weit 
verpfl ichtende Anforderung an Nährstoff manage-
mentpläne sowie Anreize zur Nutzung von »Präzi-
sionslandwirtschaft « sollen – angeblich – zu besseren 
Ergebnissen für Klima und Umwelt beitragen. 

Strategische Pläne

Die Mitgliedstaaten sollen all ihre Ziele, Indikatoren 
und Maßnahmen in »strategischen GAP-Plänen« 
zusammenfassen. Ein strategischer Plan umfasst da-
bei nicht nur die umweltbezogenen Aspekte, son-
dern auch allen weiteren Ziele (etwa diejenigen zur 
Agrarpolitik im EU-Vertrag) und alle Maßnahmen 
beider Säulen. Er ist vom jeweiligen Mitgliedstaat der 
Kommission zur Genehmigung vorzulegen, womit 
die Kommission ein EU-weites Mindestlevel sicher-
stellen will. Verpfl ichtend soll z. B. die Förderung 
von landwirtschaftlichen Beratungsdiensten sein, 
die bei der Einführung neuer Technologien in der 
Landwirtschaft  unterstützen sollen. Das »Wachstum 
der Bioökonomie« will die Kommission als eine Pri-
orität der strategischen Pläne vorschreiben, um die 
Rohstoffb  asis für »Bioenergien« und biobasierte In-
dustriezweige zu verbessern. Die Flächenkonkurrenz 
zwischen Lebensmittelerzeugung und nachwachsen-
den Rohstoff en wird zunehmen, wenn die Mitglied-
staaten dem bereitwillig folgen. Während von »Bio-
ökonomie« und »bio-basierter Industrie« sechsmal 
die Rede ist, taucht die Artenvielfalt nur dreimal 
auf – auch das kennzeichnet eine Gewichtung. Dass 
Tierschutz nur einmal beiläufi g im Kapitel »besorgte 
Verbraucher« erwähnt wird und an keiner Stelle, wo 
es um Regelungen oder Programmplanung geht, ist 
ebenso unverständlich. 

In welche Richtung der neue strategische Ansatz 
für die GAP wirken wird, hängt also im ersten Schritt 
stark davon ab, welches Gewicht und auch welchen 
Konkretisierungsgrad die verschiedenen Ziele bereits 
auf EU-Ebene bekommen werden. Die Kommission 
muss dabei den Zielen des Umwelt-, Natur- und Tier-
schutzes hohe Priorität einräumen, damit die GAP 
ihrer großen Verantwortung in diesem Bereich end-
lich gerecht wird. Dazu braucht es wirksame Ziele mit 
aussagekräft igen Indikatoren, nicht nur auf Ebene der 
Mitgliedstaaten, sondern auch EU-weit. 

Die Indikatoren der Nachhaltigkeitsstrategie Ar-
tenvielfalt, Stickstoff überschuss der Landwirtschaft  
und Flächenverbrauch müssten gesetzt sein. Weite-
re Zielmarken sind aus anderen laufenden Bericht-
erstattungen zu entnehmen, etwa für Nitratgehalte in 

Grundwasserkörpern, Phosphatwerte in Oberfl ächen-
gewässern, Treibhausgas- und Ammoniakemissionen 
aus der Landwirtschaft , der Zustand der Natura-
2000-Gebiete und der Anteil der Ökolandwirtschaft . 
Auch bei Fruchtfolgevielfalt, Leguminosenanteil, 
Weidehaltung von Wiederkäuern (Rindern, Schafen 
und Ziegen) und nicht zuletzt beim Tierschutz in der 
Nutztierhaltung sind aussagekräft ige Ziele und Mess-
größen notwendig. 

Die neue GAP muss auch sozioökonomische Zie-
le wesentlich besser berücksichtigen als bisher. Ent-
sprechende Indikatoren sind ein sinkender Grad an 
Betriebsaufgaben, eine wieder ansteigende Anzahl an 
Arbeitskräft en in der Landwirtschaft , ein hoher An-
teil junger Betriebsleiterinnen und Betriebsleiter sowie 
eine »gesunde Verteilung« der landwirtschaft lichen 
Nutzfl ächen auf die Betriebe. Auch die Bundesregie-
rung ist aufgerufen, wirksame und gleichzeitig ohne 
zu viel Bürokratie bundesweit und regional zu erfas-
sende Indikatoren zu benennen, durchzusetzen und 
dann – im nächsten Schritt – die Fördermaßnahmen 
beider Säulen daran auszurichten.

Gerechtere Direktzahlungen

Seit dem ersten Papier der deutschen Verbändeplatt-
form zur GAP aus dem Jahr 2001⁶ kritisieren die 
Plattformverbände fortwährend nicht nur die ökolo-
gisch fatale Bilanz der GAP, sondern auch die unge-
rechte Verteilung der Direktzahlungen innerhalb der 
Landwirtschaft . Diese Kritik nimmt die Kommission 
in ihrer Mitteilung auf: Die Tatsache, dass 20 Prozent 
der Betriebe zusammen 80 Prozent der Zahlungen 
erhalten, führe zu Vorwürfen der Ungerechtigkeit. 
Diese Zahlen spiegelten das derzeitige System wider, 
wonach die Zahlungen an die Fläche gebunden seien, 
die sich auf eine Minderheit von Betrieben konzen-
triere. Um das erkannte Problem zumindest zu ver-
kleinern, will die Kommission eine Reihe von Maß-
nahmen prüfen:

 ■ eine verpfl ichtende Kappung bzw. Deckelung der 
Direktzahlungen unter »Berücksichtigung der Ar-
beit« in den Betrieben, um negative Auswirkungen 
auf die Beschäft igung zu vermeiden;

 ■ eine »Degression der Direktzahlungen« ebenso wie 
eine Kürzung der Förderung größerer Betriebe;

 ■ eine verstärkte Anwendung der Umverteilung von 
Direktzahlungen auf die ersten Hektar je Betrieb, 
um gezielter kleinere und mittlere Betriebe zu un-
terstützen;

 ■ die Sicherstellung, dass die Zahlungen nur an ech-
te und aktive Landwirtinnen und Landwirte geht, 
die mit der Landwirtschaft  ihren Lebensunterhalt 
 verdienen.
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Das sind keine neuen Instrumente, sondern alle 
mit der Reform 2013 mindestens im Ansatz bereits 
eingeführt, aber die Kommission will sie off enbar 
stärker zum Einsatz bringen. Neu ist, dass Kappung 
und Degression bzw. Kürzung bei größeren Betrieben 
getrennt erwähnt werden und nun off enbar (nur) die 
Kappung verpfl ichtend werden soll. Bisher müssen 
die Mitgliedstaaten die Basisprämie oberhalb von 
150.000 Euro je Betrieb und Jahr um mindestens fünf 
Prozent kürzen und können ab da auch ganz kap-
pen. Sie können dabei die tatsächlichen Lohnkosten 
der Betriebe kürzungsmindernd gegenrechnen. Die 
einbehaltenen Mittel stehen dem Land für Maßnah-
men der Zweiten Säule zur Verfügung. Anders als 
viele andere Mitgliedstaaten wendet Deutschland die 
Kürzung nicht an, weil die Bundesregierung in der 
Reform 2013 durchgesetzt hat, dass ein Mitgliedstaat 
von der Verpfl ichtung befreit ist, wenn er mindes-
tens fünf Prozent der Direktzahlungen auf die ers-
ten Hektar umschichtet.⁷ Bei welcher Zahlungshöhe 
die Kommission nun verpfl ichtend kappen will, ist 
(wieder) unklar. In einem früheren Entwurf schrieb 
die Kommission, der maximale Betrag je Empfänger 
könne bei 60.000 bis 100.000 Euro liegen. Dieser Satz 
ist gestrichen worden. 

Marktkrisen ohne Antwort

Bauern und Bäuerinnen sollen mehr Geld am Markt 
verdienen, schreibt die Kommission. Dabei solle die 
GAP eine größere Rolle spielen. Doch die Vorschläge 
dazu lassen nicht viel Gutes erwarten: Erreicht werden 
soll das vor allem durch die Förderung von Investi-
tionen in die Umstrukturierung, Modernisierung und 
Diversifi zierung der Betriebe sowie durch die Nutzung 
neuer, insbesondere digitaler Technologien wie »Prä-
zisionslandwirtschaft , Big data und saubere Energie«. 
Die Marktordnung wird nur indirekt angesprochen, 
indem die Kommission einen gesonderten Vorschlag 
zur Stellung der landwirtschaft lichen Betriebe in der 
Lebensmittelkette für 2018 ankündigt sowie die Wirk-
samkeit von Erzeugerorganisationen verbessern will – 
konkret wird sie nicht.

Als Lehre aus der substanzvernichtenden Marktkri-
se bei Milch, Schweinefl eisch und Obst in den Jahren 
2015/16 setzt die Kommission ansonsten auf Instru-
mente des Risikomanagements, wozu sie Direktzah-
lungen, Marktinterventionen und die Förderung für 
Einkommens- und Ertragsausfallversicherungen in 
der Zweiten Säule zählt. Kein Wort von mengenbe-
grenzenden Instrumenten, mit denen auf eine sich 
abzeichnende preisdrückende Überversorgung aktiv 
reagiert werden könnte. Angestrebt wird dagegen 
eine weitere Liberalisierung des Außenhandels, um 
die Exporte weiter auszubauen – das alte Rezept, das 

den meisten Betrieben schon bisher nicht geholfen, 
sondern sie zum Aufgeben gedrängt hat.

Der Zeitplan ist eng

Aus den Vorschlägen der Mitteilung vom November 
2017 und den Reaktionen folgen nun die konkreten 
Verordnungsentwürfe der Kommission, die für Som-
mer 2018 erwartet werden. Viel hängt davon ab, wie 
viel Geld die EU-Mitgliedstaaten für den nächsten 
Mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) für die Jahre ab 
2021 bereitstellen werden. Den Entwurf für diesen Fi-
nanzplan will die Kommission im Mai 2018 vorstellen. 
Dann folgen harte Verhandlungen angesichts einer 
milliardenschweren Finanzlücke aus dem Brexit und 
gleichzeitig großer Spannungen mit einigen Mitglied-
staaten wie Ungarn und Polen, in denen Prinzipien 
der Rechtstaatlichkeit verletzt werden. Bisher ist an-
gestrebt, über den Finanzrahmen wie auch über die 
Reformen der GAP und anderer EU-Politiken bis zum 
Herbst 2019 zu beschließen. Dann endet die Amtszeit 
der jetzigen Kommission und ein neues EU-Parlament 
ist gewählt. Selbst wenn dieser ambitionierte Zeitplan 
eingehalten werden kann, stellen manche die Frage, 
ob die Umsetzung der neuen GAP zum 1. Januar 2021 
beginnen kann, oder ob das frühestens 2022 der Fall 
sein wird.

Es ist daher angezeigt, dass Deutschland die beste-
henden Möglichkeiten des geltenden EU-Rechts aus-
schöpft , um einen großen Teil der Direktzahlungen 

Folgerungen & Forderungen

 ■ Die Vorschläge der Kommission bieten viel Poten-

zial für die erforderliche Neuausrichtung der EU-

Agrarpolitik auf ökologische und sozioökonomische 

Qualitätsziele. Aber auch das Gegenteil ist möglich: 

Sie können auch die Exportorientierung und den 

Strukturwandel beschleunigen und die Landwirt-

schaft zum digitalisierten Rohstofflieferant einer 

wachsenden Bioökonomie degradieren.

 ■ Notwendig ist daher die klare Festlegung anspruchs-

voller und wirksamer ökologischer und sozialer Ziele 

und Indikatoren auf EU-Ebene und die verpflich-

tende Bindung aller Zahlungen daran.

 ■ In der Marktordnung müssen als Konsequenz der 

verheerenden Marktkrisen der letzten Jahre Instru-

mente zur vorbeugenden Krisenvermeidung einge-

führt werden.

 ■ Bundesregierung, Bundestag und Bundesländer 

müssen die bereits vorhandenen Möglichkeiten zur 

Qualifizierung der EU-Gelder ausschöpfen, weil die 

neue GAP vielleicht erst ab 2022 greifen wird.



38

Der kritische Agrarbericht 2018

zielgerichteter einzusetzen. Die Plattform-Verbände 
fordern in einem im März 2017 veröff entlichten Pa-
pier ⁸ die Bundesregierung und den Bundestag auf, 
folgende Änderungen am Direktzahlungen-Durch-
führungsgesetz zu beschließen und fristgerecht zum 
1. August 2018 an die Kommission zu melden:

 ■ die Umschichtung von Direktzahlungsmitteln hin 
zu zielgerichteten Fördermaßnahmen besonders 
des Tier-, Umwelt- und Naturschutzes in der Zwei-
ten Säule auf bis zu 15 Prozent zu erhöhen;

 ■ die Umschichtung von bis zu 30 Prozent der Direkt-
zahlungen auf die jeweils ersten 46 Hektar je Betrieb 
entsprechend zu erhöhen;

 ■ als Übergangsmaßnahme bis zur grundlegenden 
GAP-Reform vorübergehend eine besondere Zah-
lung für eine umweltschonende und tiergerechte 
Haltung von Schafen und Ziegen (Weidehaltung), 
deren Bestand stark bedroht ist, anzubieten.

Mit den Änderungen am EU-Recht, die im Zuge ei-
ner Omnibusverordnung beschlossen worden sind,⁹ 
können die Mitgliedstaaten zudem erneut über die 
Einführung bzw. Anhebung einer Kürzung oberhalb 
von 150.000 Euro Basisprämie je Betrieb und Jahr 
entscheiden. Deutschland kann also jene Maßnahme 
vollziehen, die die Kommission in ihrer Mitteilung 
auch für die nächsten Jahre wieder angekündigt hat 
(siehe oben). Auch dieses Instrument, bei Anrechen-
barkeit der halben tatsächlichen Lohnkosten, sollte 
Deutschland nutzen.¹⁰
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